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Schleswig, den 23.03.2026

Gemeinde Pommerby 
1. Änderung und Erweiterung VEP Nr. 1 "Biogasanlage Niedamm" –
Hier: Frühzeitige Beteiligung der Behörden und TÖB gem. §4 Abs 1 BauGB
Stellungnahme des Archäologischen Landesamtes Schleswig-Holstein

Sehr geehrte Frau Grätsch,

wir können zurzeit keine Auswirkungen auf archäologische Kulturdenkmale gem. § 2 Abs. 
2 DSchG SH 2015 durch die Umsetzung der vorliegenden Planung feststellen. Daher ha-
ben wir keine Bedenken und stimmen den vorliegenden Planunterlagen zu. 

Der überplante Bereich befindet sich jedoch in einem archäologischen Interessengebiet. 
Dieses archäologischen Interessengebiet dient zur Orientierung, dass mit einem erhöhten 
Aufkommen an archäologischer Substanz d.h. mit archäologischen Denkmalen zu rech-
nen ist.

Wir verweisen deshalb ausdrücklich auf § 15 DSchG SH: Wer Kulturdenkmale entdeckt 
oder findet, hat dies unverzüglich unmittelbar oder über die Gemeinde der oberen Denk-
malschutzbehörde mitzuteilen. Die Verpflichtung besteht ferner für die Eigentümerin oder 
den Eigentümer und die Besitzerin oder den Besitzer des Grundstücks oder des Gewäs-
sers, auf oder in dem der Fundort liegt, und für die Leiterin oder den Leiter der Arbeiten, 
die zur Entdeckung oder zu dem Fund geführt haben. Die Mitteilung einer oder eines der 
Verpflichteten befreit die übrigen. Die nach Satz 2 Verpflichteten haben das Kulturdenkmal 
und die Fundstätte in unverändertem Zustand zu erhalten, soweit es ohne erhebliche 
Nachteile oder Aufwendungen von Kosten geschehen kann. Diese Verpflichtung erlischt 
spätestens nach Ablauf von vier Wochen seit der Mitteilung.

Archäologische Kulturdenkmale sind nicht nur Funde, sondern auch dingliche Zeugnisse 
wie Veränderungen und Verfärbungen in der natürlichen Bodenbeschaffenheit.

Für Fragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung.

Mit freundlichen Grüßen

Yvonne Heines

mailto:alsh@alsh.landsh.de
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26.03.2026

Bauleitplanung der Gemeinde Pommerby
Aufstellung der 1. Änderung und Erweiterung des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes 
VEP Nr. 1 "Biogasanlage Niedamm"
hier: küstenschutzrechtliche Stellungnahme

Sehr geehrte Damen und Herren,

zum Entwurf über die Aufstellung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. 1, 1. Änderung, 
der Gemeinde Pommerby nehme ich wie folgt Stellung:

1 Stellungnahme

a) Genehmigungserfordernis

Das Plangebiet befindet sich in einer Entfernung von ca. 780 m zur Küste.

Eingriffe in Deiche oder andere Küstenschutzanlagen sind gemäß der vorliegenden Unterlagen 
nicht vorgesehen.

Eine direkte Betroffenheit von küstenschutzrechtlich relevanten Genehmigungstatbeständen ist 
auszuschließen.

b) küstenschutzrechtliche Bauverbotsregelung

Gemäß § 82 Abs. 1 Nr. 4 LWG dürfen bauliche Anlagen „in den Hochwasserrisikogebieten an der 
Küste (§ 59 Absatz 1 Satz 2) nicht errichtet oder wesentlich geändert werden“.

Das Plangebiet befindet sich gemäß den aktuell geltenden, amtlichen Hochwasserrisiko- und 
Hochwassergefahrenkarten teilweise innerhalb der Hochwassergebietskulisse. Die Umsetzung von 
Bauvorhaben in den betroffenen Gebieten unterliegt daher grundsätzlich dem Bauverbot nach 
§ 82 Abs. 1 Nr. 4 LWG. Die Überprüfung und gegebenenfalls Aktualisierung der Gebiete erfolgt 
sechsjährlich (zuletzt im Dezember 2025).

Die küstenschutzrechtliche Bauverbotsregelung für die Errichtung von baulichen Anlagen in den 
Hochwasserrisikogebieten an der Küste (§ 82 Abs. 1 Nr. 4 LWG) findet keine Anwendung, wenn 
das Gebiet durch Schutzanlagen mit einem mit den Landesschutzdeichen vergleichbaren ausrei-

Landesbetrieb für Küstenschutz, Nationalpark und Meeresschutz Schleswig-Holstein
Herzog-Adolf-Straße 1 | D-25813 Husum | Telefon 04841 667-0 | Fax-115
poststelle.husum@lkn.landsh.de | www.lkn.schleswig-holstein.de



chenden Schutzstandard geschützt wird (Gebietsschutz) oder die zur ausreichenden Minderung 
der Hochwasserrisiken erforderlichen Maßnahmen mit Herstellung der baulichen Anlage durchge-
führt werden (Objektschutz) (§ 82 Abs. 2 Nr. 6 LWG).

Ich bitte die beiden vorstehenden Absätze als nachrichtlichen Hinweis in den B-Plan aufzu-
nehmen.

Andere Bauverbote nach § 82 Abs. 1 LWG kommen nach gegenwärtiger Einschätzung nicht in Be-
tracht.

2 Hinweise

 Das Vorhaben befindet sich in einem Gebiet, das grundsätzlich durch Sturmfluten gefährdet ist.
Bei Eintritt von Sturmflutwasserständen ist mit erheblichen Schäden an dort errichteten, bauli-
chen Anlagen zu rechnen.

 Bei der Umsetzung von Vorhaben in gefährdeten Bereichen bestehen gegenüber dem Land 
Schleswig-Holstein keine Ansprüche auf Finanzierung oder Übernahme notwendiger Schutz-
maßnahmen.

 Allgemeine Informationen zum Thema der Hochwasservorsorge (Objektschutz und bauliche 
Vorsorge) finden sich unter anderem in der Hochwasserschutzfibel des Bundes.

Sollten Sie zu einem oder mehreren der oben genannten Punkte noch Fragen haben, stehe ich Ih-
nen gern zur Verfügung.

Mit freundlichem Gruß

gez.
Alexander Schmidt

Mein Zeichen: Stn_59152_vBPlan1_1_Aend Seite 2 von 2

Antragsteller: Gemeinde Pommerby Stand: 26.03.2026
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holger.wiesner@lfu.landsh.de

Telefon: 0461/804-414
Telefax: 0461/804-240

31.03.2026

Gemeinde Pommerby
1. Änderung und Erweiterung VEP Nr. 1 „Biogasanlage Niedamm“
Frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß

§4 Abs. 1 BauGB sowie Planungsanzeige gemäß § 11 LaPlaG

Sehr geehrte Damen und Herren,

gegen  die  Durchführung  der  geplanten  Maßnahme  bestehen  aus  der  Sicht  des

Immissionsschutzes von hier aus grundsätzlich keine Bedenken.

Den Ausführungen  zu  den  „umweltbezogenen  Auswirkungen  auf  den  Menschen,  seine

Gesundheit sowie die Bevölkerung“ wird von hier aus nicht gefolgt. 

Die Anlage unterliegt den Bestimmungen der Störfall-Verordnung (12. BImSchV).

Mit der Planung soll eine Erhöhung der Lagerkapazität von Biogas erfolgen.

Damit  muss eine ausreichende Bestimmung eines  angemessenen Sicherheitsabstandes

durch die Freisetzung von Biogas erfolgen.

Mit freundlichen Grüßen

Holger Wiesner
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Ministerium für Inneres, Kommunales, Wohnen und Sport | 
Postfach 7125 | 24171 Kiel

Ihr Zeichen: / 
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Mein Zeichen: IV 624
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Sebastian Kraft
sebastian.kraft@im.landsh.de

Telefon: +49 431 988 - 3341

11.05.2026

nachrichtlich:

Amtsvorsteher des Amtes Geltinger Bucht 
Bauamt 

nur per Mail an: dirk.petersen@amt-geltingerbucht.de     

Landrat des Kreises Schleswig-Flensburg
Kreisentwicklung, Bau und Umwelt 

nur per Mail an: bauleitplanung@schleswig-flensburg.de 

Ministerium für Inneres, Kommunales, Wohnen und Sport
Referat IV 52 (Städtebau und Ortsplanung, Städtebaurecht)

im Hause

Ziele, Grundsätze und sonstige Erfordernisse der Raumordnung nach § 11 Abs. 2 
Landesplanungsgesetz (LaplaG) i.d.F. vom 27. Januar 2014 (GVOBl. Schl.-H. S. 8), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 24. Mai 2024 (GVOBl. Schl.-H. S. 405);

 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 1 der Gemeinde Pommerby 

 frühzeitige Behördenbeteiligung gem. § 4 Abs. 1 BauGB und Planungsanzeige 
gem. § 11 Abs. 1 LaplaG 

 Stellungnahme des Kreises Schleswig-Flensburg vom 22.04.2026
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beBPo: DE.Justiz.65530484-6459-4ee1-b216-b0f3fee9a5e0.a69b | Bushaltestellen: Reventloubrücke, Landtag, Institut 
für Weltwirtschaft | E-Mail-Adressen: Kein Zugang für elektronisch signierte und verschlüsselte Dokumente

GRZWO 
Planungsbüro 
Ballastbrücke 12 
24937 Flensburg 

nur per Mail an: c.graetsch@grzwo.de 
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Mit Schreiben vom 20.03.2026 wird über die o. g. Planung der Gemeinde Pommerby 
informiert. Wesentliches Planungsziel ist die Schaffung der planungsrechtlichen 
Voraussetzungen für die Erweiterung einer bestehenden Biogasanlage um einen 
Gasspeicher. Dafür ist die Festsetzung eines sonstigen Sondergebiets mit der 
Zweckbestimmung „Biogasanlage“ vorgesehen. 
Das ca. 0,48 ha große Plangebiet befindet sich abgesetzt der Ortslage zentral im 
Gemeindegebiet. Die Gemeinde hat bisher noch keinen Flächennutzungsplan. 

Zu dem Planungsvorhaben der Gemeinde Pommerby wird auf der Grundlage der 
vorgelegten Planunterlagen aus landes- und regionalplanerischer Sicht wie folgt Stellung 
genommen:

Die Ziele, Grundsätze und sonstigen Erfordernisse der Raumordnung ergeben sich aus 
der am 17.12.2021 in Kraft getretenen Landesverordnung über den 
Landesentwicklungsplan Schleswig-Holstein – Fortschreibung 2021 vom 25.11.2021 (LEP-
VO 2021, GVOBl. Schl.-H. S. 1409), geändert durch die Verordnung vom 5. Februar 2025 
(GVOBl. Schl.-H., 2025/28) – LEP-Fortschreibung 2021-, dem Regionalplan für den 
Planungsraum V (Amtsbl. Schl.-H. 2002 Seite 747) – RPl V- sowie dem 2. Entwurf der 
Neuaufstellung des Regionalplans für den Planungsraum I (Amtsbl. Schl.-H. 2025/152). 
Darüber hinaus ist die Teilfortschreibung des Landesentwicklungsplanes Schleswig-
Holstein 2010 Kapitel 3.5.2 (Windenergie an Land) vom 06.10.2020 (LEP-
Teilfortschreibung-VO, GVOBl. Schl.-H. Seite 739) – LEP Wind – maßgeblich.

Gem. Kap. 4.7.1 Abs. 4 LEP-VO 2021 werden in den Regionalplänen in den 
Schwerpunkträumen für Tourismus und Erholung regionale Grünzüge dargestellt, in denen 
keine planmäßige Siedlung stattfinden darf. Im derzeitigen Entwurf des Regionalplans für 
den Planungsraum I (2025) liegt der Bereich in einem regionalen Grünzug, wodurch ein in 
Aufstellung befindliches Ziel der Raumordnung betroffen ist. Dies ist im weiteren Verfahren 
zu berücksichtigen. Aufgrund der maßvollen Erweiterung eines bestehenden Betriebs ist in 
diesem Fall kein Konflikt mit dem regionalen Grünzug zu erwarten. 

Insgesamt bestehen aus landesplanerischer Sicht keine grundsätzlichen Bedenken 
gegen die Planung und den Planungsabsichten stehen keine Ziele der Raumordnung 
entgegen. 

Diese Stellungnahme bezieht sich nur auf die Erfordernisse der Raumordnung und greift 
einer planungsrechtlichen Prüfung des Bauleitplanes nicht vor. Eine Aussage über die 
Förderungswürdigkeit einzelner Maßnahmen ist mit dieser landesplanerischen 
Stellungnahme nicht verbunden.

Aus Sicht des Referates für Städtebau und Ortsplanung, Städtebaurecht werden 
ergänzend folgende Hinweise gegeben:

 In  den  textlichen  Festsetzungen  und  der  Planbegründung  wird  mehrfach  die 
Festsetzung  eines  Sonstigen  Sondergebietes  mit  der  Zweckbestimmung 
„Bioenergie“  angesprochen.  Die  Planzeichnung  enthält  jedoch  die 
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Zweckbestimmung  „Biogasanlage“.  Es  wird  um  Auflösung  dieser 
Widersprüchlichkeit gebeten.

 Vorsorglich  weise  ich  darauf  hin,  dass  gem.  §  1  Abs.  6  Nr.  1  BauGB bei  der 
Aufstellung von Bauleitplänen die allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- 
und  Arbeitsverhältnisse  zu  berücksichtigen  sind.  Immissionen,  die  durch  die 
geplante  Nutzung  auf  die  im  Bestandsumfeld  vorhandene  schutzbedürftige 
Wohnnutzung  einwirken  könnten,  wären  im  Hinblick  auf  die  allgemeinen 
Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse i. S. des § 1 Abs. 6 Nr. 1 
BauGB zu ermitteln und bewerten.

 In den Planunterlagen sind Aussagen zu ergänzen, in wie weit eine Ermittlung von 
angemessenen Sicherheitsabständen zu schutzbedürftigen Nutzungen zu ermitteln 
ist.

 Der  Vorhaben-  und  Erschließungsplan  (VEP)  sieht  Vorhaben  außerhalb  des 
Geltungsbereiches  der  Bebauungsplanänderung  und  -erweiterung  vor.  Dies  ist 
faktisch  unzulässig,  da  der  Bebauungsplan  selbst  nur  Vorhabenzulässigkeiten 
innerhalb seines Geltungsbereiches bestimmen kann. Insoweit wäre die Errichtung 
der Vorhaben entweder als nachrichtliche Darstellung zu kennzeichnen oder die 
Flächen  (ggf.  auch  insgesamt)  in  den  Geltungsbereich  der  Planänderung/-
erweiterung einzubeziehen.

 Das  Plangebiet  liegt  vollständig  innerhalb  des  Landschaftsschutzgebietes 
Flensburger  Förde.  Es  sollte  frühzeitig  mit  der  zuständigen  unteren 
Naturschutzbehörde  erörtert  werden,  ob  eine  Ausnahmegenehmigung  oder  eine 
Entlassung  aus  der  Unterschutzstellung  erforderlich  sind.  Letztere  müsste 
rechtskräftig vor Satzungsbeschluss vollzogen sein.

 XPlanung ist ein Datenstandard zur Bereitstellung von räumlichen Planungsdaten 
aus Bauleitplanung, Raumordnung, Landes- und Regionalplanung sowie zukünftig 
auch  der  Landschaftsplanung  in  standardisierter  und  maschinenlesbarer  Form 
(Dateiformat  XPlanGML).  Dieser  Datenstandard  sichert  einen  verlustfreien 
Austausch  von  Planinhalten  in  direkter  Verknüpfung  zu  den  Geometrie-  und 
zugehörigen  Metadaten  sowie  die  Beschleunigung  interner  Verfahren  und 
Optimierung normierter Arbeitsprozesse.

Im  Hinblick  auf  die  Umsetzung  des  Onlinezugangsgesetzes  (OZG)  sowie  die 
fortschreitende  Digitalisierung  und  Automation  von  Verwaltungsdienstleistungen 
wird ausdrücklich empfohlen, Bauleitpläne im Datenaustauschstandard XPlanung 
aufzustellen  und  insbesondere  auch  für  eine  verwaltungsträgerübergreifende 
elektronische Kommunikation zu nutzen. 

Die  Übermittlung  von  Planunterlagen  an  das  Referat  für  Städtebau  und 
Ortsplanung, Städtebaurecht, nehmen Sie bitte bis auf Weiteres weiterhin als PDF-
Dokument vor. 

Weitergehende Informationen (Erläuterungen, Arbeitshilfen, etc.) finden Sie unter: 
www.itvsh.de/xplanung/ 

gez. Sebastian Kraft 

http://www.itvsh.de/xplanung/
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Der NABU ist ein staatlich anerkannter 

Naturschutzverband (nach § 63 BNatSchG) 

und Partner von Birdlife International. 

Spenden und Beiträge sind steuerlich 

absetzbar. Erbschaften und Vermächtnisse 

an den NABU sind steuerbefreit. 

Stellungnahme NABU SH:  
1. Änderung und Erweiterung des VEP Nr. 1 „Biogasanlage 
Niedamm, Gemeinde Pommerby 
 

 
Sehr geehrter Frau Grätsch, 

 
unter Punkt 8.3 Bestandsaufnahme – Eingriff – Ausgleich ist insbesondere der 

flächige Ausgleich zu beachten. Die Knickschutzzone sollte auch diese 
Funktion erfüllen und nicht wie bei den südlich davon liegenden (siehe 
Planentwurf sowie rote Pfeile), betrieblich genutzt werden. Die Knickneuanlage 
an sich ist gemäß den Durchführungsbestimmungen zum Knickschutz aus 
2017 durchzuführen. 

 

 Luftbild aus 2025 

  

Mit freundlichem Gruß 

 
Marcus Timpe 
NABU Schleswig-Holstein 

 
Planungsbüro für Stadt und Region 
Frau Camilla Grätsch 
   
Ballastbrücke 12 

24937 Flensburg 

 
per E-Mail  

 

NABU Schleswig-Holstein 

 
Bereich Verbandsbeteiligung 

Marcus Timpe 

 

 

 

Neumünster, 23.03.2026 
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